
Im kommenden Jahr stehen die letz-

ten Detailentscheidungen zur Um-

setzung der Reform der Gemeinsa-

men Agrarpolitik (GAP) nach 2015 in

Deutschland an. Unter Agrarökono-

men sind die bereits beschlossenen

Reformschritte umstritten. Karin

Holm-Müller rät den Landwirten,

sich schon jetzt auf die nächste Re-

form im Jahr 2020 vorzubereiten.

agrarzeitung: Wie bewerten Sie
aus wissenschaftlicher Sicht die
Umsetzung der EU-Agrarreform
in Deutschland?
Holm-Müller: Das ist nicht der von
uns gewünschte Paradigmen-
wechsel in der Agrarpolitik ge-
worden. Der größte Teil der Zah-
lungen wird auch in Zukunft
nicht für ökologische und gesell-
schaftliche Leistungen gezahlt.
Mit den ökologischen Vorrangflä-
chen hat es allerdings einen Ein-
stieg in etwas mehr Diskussion
über die gesellschaftliche Verant-
wortung der Landwirte gegeben. 

Erwarten Sie, dass die Landwirte
die Greening-Maßnahmen an-
nehmen?
Holm-Müller: Ich glaube, dass es
sich für kaum einen Betrieb lohnt,
ganz darauf zu verzichten – vor al-
lem, wenn ein Anbau, etwa der
von Leguminosen, auf der Fläche
möglich ist und daraus noch Ein-
kommen erzielt werden können.

Höchstens in Veredelungsregio-
nen mit Biogas könnte es sein,
dass Landwirte darauf verzichten
werden. Aber in Ackerbauregio-
nen ist das nicht zu erwarten.

Halten Sie es für richtig, einen An-
bau auf den ökologischen Vor-
rangflächen zuzulassen?
Holm-Müller: Wir haben grund-
sätzlich gesagt, dass auf ökologi-
schen Vorrangflächen weder ge-
düngt noch Pflanzenschutzmittel
angewendet werden sollten.
Denn je stärker diese Flächen
produktionsorientiert sind, umso
geringer werden die ökologi-

schen Leistungen sein. Wenn das
aufgeweicht wird, dann sehe ich
das als problematisch an. Das gilt
auch für einen intensiven Anbau
von Leguminosen. Es sei denn, es
kommen andere Leguminosen
zum Zuge, die nicht auf Pflanzen-
schutzmittel angewiesen sind. Da
braucht es neue Ideen.

Ist die Kürzung von 4,5 Prozent
der Direktzahlungen zugunsten
der zweiten Säule der Beginn ei-
ner neuen Form der Agrarförde-
rung?
Holm-Müller: Die 4,5 Prozent glei-
chen gerade eben in etwa die

Kürzungen seitens der EU in der
zweiten Säule aus. Sie müssen al-
lerdings nicht kofinanziert wer-
den, das ist für die einzelnen
Bundesländer, die finanziell
knapp sind, günstig.

Reicht die jetzt beschlossene Re-
form aus, um die EU-Agrarsub-
ventionen langfristig vor dem
Steuerzahler zu rechtfertigen?
Holm-Müller: Es ist keineswegs
so, dass die Landwirtschaft damit
aus der Schusslinie ist. Ich halte
es für ausgesprochen wichtig,
jetzt zu sagen: Der Einkommens-
anteil, der heute noch in den Di-
rektzahlungen enthalten ist, wird
erheblich weiter gekürzt werden.
Nur wenn das jetzt geschieht,
kann es auch in Pachten einge-
preist werden. Sonst stehen wir
im Jahr 2020 wieder vor der glei-
chen Situation wie heute. Mit die-
ser Reform bleibt es dabei, dass
ein großer Teil der Direktzahlun-
gen über die Pachten von den Be-
trieben an die Grundstückseigen-
tümer weitergegeben werden.
Das kann man nur ändern, wenn
es ausschließlich Gelder für kon-
krete Leistungen, die von den
landwirtschaftlichen Betrieben
erbracht werden, gibt. 

Verlangsamt die beschlossene
höhere Förderung der ersten Hek-
tare nur den Strukturwandel?
Holm-Müller: Ich denke, dass sich

der Strukturwandel dadurch
höchstens verzögert und nicht
aufgehoben wird. Jeder, der neu
einsteigt, muss sich überlegen,
ob sich das langfristig lohnen
wird. Das wird sicherlich für klei-
ne Betriebe ganz besonders kri-
tisch sein.
Das Gespräch führte
Stefanie Awater-Esper
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„Direktzahlungen werden weiter gekürzt“

Karin Holm-Müller: „Auf ökologischen Vorrangflächen sollte weder

gedüngt noch Pflanzenschutzmittel angewendet werden.“ 
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Zur Person

Karin Holm-Müller leitet seit
1999 die Professur für Res-
sourcen- und Umweltökono-
mik an der Universität Bonn.
Einer ihrer Forschungsschwer-
punkte ist die Ausgestaltung
und Wirkung von umwelt- und
agrarumweltpolitischen In-
strumenten. Sie ist Mitglied im
Herausgeber-Gremium des
German Journals of Agricultu-
ral Economics (GJAE), das wie
die agrarzeitung (az) im Deut-
schen Fachverlag verlegt wird.
Die Bundesregierung berät
Holm-Müller als stellvertreten-
de Vorsitzende des Sachver-
ständigenrates für Umweltfra-
gen (SRU). Dieser hatte sich im
Vorfeld der EU-Agrarreform
wiederholt zur künftigen Aus-
richtung der EU-Agrarpolitik
geäußert. sta




